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Politischer Erdrutsch bei 
Vorwahlen in Argentinien  

Regierung verliert landesweit, Opposition triumphiert 
 

Olaf Jacob, Carmen Leimann-López, Inga von der Stein

Am Sonntag, den 12. September 2021, fanden in Argentinien die landesweiten Vorwahlen 

für die Parlamentswahlen am 14. November 2021 statt. Das Ergebnis fiel unerwartet 

schlecht für die Regierung unter Präsident Alberto Fernández aus: Seine Allianz Frente de 

Todos fuhr landesweit eine historische Niederlage ein. Die Opposition gewann in der Summe 

nicht nur in der Stadt Buenos Aires, sondern in 14 der 23 Provinzen Argentiniens. Es waren 

die ersten Wahlen nach der Rückkehr des Peronismus in die Nationalregierung. Der Peronist 

Alberto Fernández hatte bei den Präsidentschaftswahlen 2019 den konservativ-liberalen 

Mauricio Macri (Propuesta Republicana - PRO) abgelöst. Weiterhin handelte es sich um die 

erste Vorwahl seit dem Ausbruch der Corona-Pandemie. Die Ergebnisse wurden auch 

deshalb mit großer Spannung erwartet, da angesichts der angeheizten Stimmung und des 

konfrontativen Wahlkampfs im Land völlig offen war, wie diese Wahlen ausgehen würden.  
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Vorwahlen als Stimmungsbarometer  
 

Die gesetzlich verpflichtenden Vorwahlen, kurz PASO (Primarias, Abiertas, Simultáneas y 

Obligatorias), wurden 2009 auf nationaler Ebene beschlossen und zum ersten Mal 2011 

durchgeführt. Seitdem finden diese im zwei-Jahres-Rhythmus jeweils vor jeder 

Präsidentschafts- und Parlamentswahl statt. Dabei kann der Wähler die Liste seines 

präferierten Kandidaten wählen. Zweck der PASO ist zum einen das Wahlangebot zu ordnen 

und zum anderen den Wählern Einfluss auf die ansonsten parteiinternen Entscheidungen 

geben, welcher Kandidat die Liste einer Partei oder Allianz anführen soll. Sie müssen 

mindestens 1,5 Prozent der gültigen Stimmen erreichen, um sich für eine Teilnahme bei den 

darauffolgenden, verbindlichen Wahlen zu qualifizieren. Vor allem aber dienen die PASO 

den Parteien als Stimmungsbarometer, um einzuschätzen, wie die politische Atmosphäre im 

Land ist. Im Endspurt vor den „eigentlichen“ Wahlen können die Parteien ihre Strategien so 

noch einmal anpassen. Die PASO geben folglich Aufschluss über die möglichen Szenarien 

der entscheidenden Ergebnisse. Bei den Parlamentswahlen im November 2021 werden die 

Hälfte der Abgeordnetenkammer und ein Drittel des Senats erneuert.  

 
 
Krachende Niederlage für die peronistische Regierung 
 

Selten war es so schwer, den Ausgang einer Wahl in Argentinien abzuschätzen. Umfragen 

kündigten zwar einen Rückhalts- und Glaubwürdigkeitsverlust der Regierungsallianz Frente 

de Todos an, allerdings nicht in diesem Ausmaß. Das peronistische Parteienbündnis konnte 

landesweit nur 31 Prozent der Wähler überzeugen und verlor damit um dreizehn 

Prozentpunkte im Vergleich zu den letzten Vorwahlen vor den Präsidentschaftswahlen in 

2019. Die Oppositionsallianz Juntos por el Cambio gewann 40 Prozent der Wählerstimmen 

und konnte damit einen Gewinn von neun Prozentpunkten im Vergleich zu 2019 einfahren. 

Die Opposition gewann nicht nur in der Stadt Buenos Aires, sondern auch in der hart 

umkämpften Provinz Buenos Aires, in welcher mehr als ein Drittel der Wahlberechtigten des 

ganzen Landes ansässig ist. Medienberichten zufolge hätte hier eigentlich, wie gewohnt, 

die peronistische Regierungsallianz Frente de Todos mit bis zu sieben Punkten Vorsprung 

gewinnen sollen. Stattdessen büßte sie hier jedoch Punkte ein. Noch überraschender 

war allerdings der Verlust des Regierungsbündnisses in den nördlichen und südlichen 

Provinzen Argentiniens. Gerade dort verfügt Frente de Todos traditionell über einen 

beständigen Rückhalt in der Wählerschaft. Bei den Vorwahlen 2019 hatte die Allianz 

noch 22 der 23 Provinzen, mit Ausnahme von Córdoba, für sich gewinnen können; nun 

waren es nur noch sieben1. Schmerzhaft dürften vor allem der Verlust von Patagonien, 

insbesondere der Provinz Santa Cruz, der Heimat von Vize-Präsidentin Cristina 

Fernández de Kirchner, sein. Ihr wird nachgesagt, die eigentlichen Regierungsgeschäfte 

in der Hand zu haben. Sie hatte sich am Wahlkampf beteiligt und scheint eine immer 

bedeutendere Figur innerhalb der Regierungsallianz darzustellen. Nicht zuletzt ihre 

öffentlichen Rügen bei Auftritten von Präsident Fernández bestätigen diesen Eindruck 

(„Sorge für Ordnung, Alberto“, „Alberto, es gibt Funktionäre, die ungeeignet sind“). 

Juntos por el Cambio konnte in 15 Provinzen gewinnen2. Lediglich in den Provinzen 

Neuquén und Río Negro gewannen regionale Allianzen3. Wenn sich diese Ergebnisse in 

den Parlamentswahlen am 14. November 2021 so bestätigen, würde Frente de Todos die 

absolute Mehrheit im Parlament verlieren. Gesetzesvorhaben wie die eingeleitete 

                                                   
1 San Juan, La Rioja, Formosa, Salta, Catamarca, Santiago del Estero, Tucumán 
2 Tierra de Fuego, Santa Cruz, Chubut, Mendoza, San Luis, Córdoba, Santa Fe, Chaco, Jujuy, Misiones, 

Corrientes, Entre Ríos, La Pampa, Buenos Aires, Autonome Stadt Buenos Aires  
3 Río Negro, Neuquén 
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Justizreform könnte die Regierung dann nicht mehr ohne Beteiligung der 

Oppositionsparteien durchbringen.  

 

 
Quelle: CADENA 34; Anmerkung: Auf der rechten Abbildung ist die Provinz Salta im Norden des Landes 

gelb eingezeichnet, diese wurde allerdings später Frente de Todos zugeschrieben. 

 

 

Analyse der Ergebnisse 
 

Die Niederlage der Regierungsallianz Frente de Todos ist vor allem mit dem Vertrauensverlust 

in Präsident Alberto Fernández zu erklären. Die Liste an Fehltritten des Präsidenten ist lang: 

Angefangen mit der Entlassung von Häftlingen zu Beginn des Lockdowns, über die 

angedrohte Enteignung des Agrarunternehmens Vicentin, die geplatzten und unerfüllten 

Kaufverträge mit Covid-19-Impfstoff-Herstellern, über den „Vacuntario VIP“-Skandal Anfang 

2021, im Rahmen dessen der damals amtierende Gesundheitsminister Ginés González 

García wichtige Regierungsbeamte trotz der Lieferengpässe und Priorisierungsgruppen 

impfen ließ, obwohl diese laut nationalem Plan noch nicht an der Reihe waren. Für 

internationale Aufmerksamkeit hatten die Zwangsinternierungen in der Provinz Formosa, 

welche die peronistische Provinzregierung unter dem autoritären Gouverneur Gildo Insfrán 

vornahm, sowie der langanhaltende Lockdown gesorgt. Im Frühjahr 2021 widersprach 

Fernández zusätzlich innerhalb weniger Stunden seinen Kabinettsmitgliedern, als er 

überraschend die Aufhebung des gerade wieder eingeführten Präsenzunterrichts bekannt 

gab. Damit zog er den Zorn und das Unverständnis vieler Eltern auf sich, insbesondere, weil 

vorerst Spielkasinos und Shopping-Center offenblieben. Bei dem Besuch des spanischen 

Ministerpräsidenten Pedro Sánchez erzeugten Präsident Fernández‘ rassistische 

Bemerkungen über den Ursprung des argentinischen Volks und dem der Nachbarländer für 

Unmut. Auch die ambivalente Haltung der Regierung zu den autoritären Regimen in 

Venezuela und Kuba stießen auf Kritik.  

 

Doch der Tropfen, der das Fass schließlich zum Überlaufen brachte, war ein Foto aus dem 

Juli 2020, welches Fernández bei der Geburtstagsfeier seiner Lebensgefährtin in der 

                                                   
4 https://www.cadena3.com/noticia/legislativas-2021/como-queda-ahora-el-mapa-politico-del-pais-tras-

las-paso_304341, [14.09.2021] 

https://www.cadena3.com/noticia/legislativas-2021/como-queda-ahora-el-mapa-politico-del-pais-tras-las-paso_304341
https://www.cadena3.com/noticia/legislativas-2021/como-queda-ahora-el-mapa-politico-del-pais-tras-las-paso_304341
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Regierungsresidenz zeigt. Zu diesem Zeitpunkt galten eigentlich strenge Quarantäne-

Regelungen. Zahlreiche Argentinier wurden aufgrund von Verstößen gegen die 

Ausgangssperren strafrechtlich verfolgt, selbst wenn ihr Verhalten nicht zwangsläufig ein 

Ansteckungsrisiko implizierte. Präsident Fernández selbst hatte im Rahmen einer 

öffentlichen Ansprache mit erhobenem Zeigefinger auf die Einhaltung der 

Notstandsgesetzgebung gepocht. Das Foto, dass seinen eigenen Regelbruch dokumentiert, 

war im August 2021, unmittelbar vor der Wahl, aufgetaucht. Der Skandal wurde von der 

lokalen Presse als „Olivosgate“ betitelt, in Anlehnung an den Ort des Geschehens, die 

Präsidentschaftsresidenz „Olivos“. Infolge dessen wanderten viele empörte und enttäuschte 

Wähler der Frente de Todos zu anderen Parteien ab. Bei der Präsidentschaftswahl 2019 hatte 

Fernández vor allem die Stimmen derjenigen an sich gezogen, die ihn als moderaten 

Peronisten einstuften. Sein ambivalentes Verhalten und sein erratisches Krisenmanagement 

sowie seine zunehmende Radikalisierung nach dem Ablauf der ersten 100 Regierungstage 

schürten eine zunehmend ablehnende Haltung dieser Wählerschaft. Das einst 

ausgeglichene Kabinett hat nicht zuletzt durch die Neubesetzung des Amts des 

Verteidigungsministers die Waage zugunsten des Kirchnerismus, dem links-populistischen 

Flügel des Peronismus, geneigt. Auch der konfrontative und programmlose Wahlkampf von 

Frente de Todos stellt die angekündigte Dialogbereitschaft und Konsensorientierung von 

Präsident Fernández zunehmend in den Hintergrund.  

 

Während vor den PASO auch von der Spaltung der Opposition die Rede war, trugen diese 

dazu bei, dass sich der amtierende Bürgermeister der Stadt Buenos Aires, Horacio Rodríguez 

Larreta (PRO), als Anführer der Allianz Juntos por el Cambio herauskristallisierte. Er vertritt 

den gemäßigten, also gesprächsoffenen, Flügel der Partei. Die mit PRO verbündete Unión 

Cívica Radical (UCR) hatte im Vorfeld sehr gute Ergebnisse bei den Gouverneurswahlen in 

den nördlichen Provinzen Jujuy und Corrientes erzielt. Auch bei den PASO in der Provinz 

Buenos Aires fuhr der Kandidat Facundo Manes (UCR) ein überraschend gutes Ergebnis ein, 

auch wenn er seinem Opponenten Diego Santilli (PRO) unterlag. Die jeweiligen 

Spitzenkandidaten des Parteienbündnisses werden sich bei den kommenden Wahlen in 

einer einheitlichen Kandidatenliste für die Parlamentswahlen aufstellen lassen. Im 

Gegensatz zu den vorhergehenden Wahlen konnte sich Juntos por el Cambio dieses Mal fast 

landesweit durchsetzen. Kam es in den Vorjahren zu einer Nord-Süd-Teilung der 

Wahlbezirke, so war dieses Mal das charakteristische Gelb der Opposition in allen Regionen 

des Landes vorherrschend.  

 

Für eine Überraschung sorgte der Rechtspopulist und sich selbst als „Anarcho-Liberaler“ 

bezeichnender Javier Milei, der aus dem Stand auf 13,6 Prozent mit der Partei Avanza 

Libertad in der Stadt Buenos Aires kam. Vor allem junge Wähler (unter 30 Jahre) haben 

für Milei gestimmt. Bisher ist der Wirtschaftswissenschaftler ein Stadt-Phänomen, doch 

seine radikalen Einstellungen sollten ein Warnzeichen sein. Der gemäßigte Peronist 

Florencio Randazzo (Vamos con Vos), der sich als Alternative zum Kirchnerismus und 

Liberalismus zur Wahl stellte, steckte sogar in seiner Heimatstadt Chivilcoy eine herbe 

Niederlage ein. Landesweit nahm seine Partei den fünften Platz ein und qualifizierte sich 

gerade noch für die Aufstellung bei den Parlamentswahlen.  

 

 

Fazit und Ausblick 
 

Die Vorwahlen brachten einige Überraschungen mit sich: Nachdem die Regierungsallianz 

Frente de Todos unmittelbar nach dem Schließen der Wahllokale voreilig ihren 

vermeintlichen Sieg feierte, war spätestens nach 21 Uhr klar, dass die Ergebnisse anders als 
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erwartet ausgefallen waren. Nach diesem fatalen Stimmverlust bleiben Präsident Fernández 

nun zwei Handlungsoptionen: Einerseits könnte er seiner Rede, in der er Fehler eingestand, 

Taten folgen lassen und zum Beispiel in seinem Kabinett Änderungen vornehmen. Dies wäre 

eine Möglichkeit zu zeigen, dass er den Warnschuss der PASO ernst nimmt. Konsequenz 

wäre allerdings, dass die Regierung bei der Wahl dieser Option vollends vom moderaten 

zum radikaleren Peronismus übergeht. Außerdem würde die Gefahr bestehen, dass die 

Regierung von Fernández die Wähler des moderaten Peronismus, die sie bereits verloren 

hat, nicht wieder für sich gewinnen kann. Andererseits könnte er sein Kabinett bestehen 

lassen und stattdessen durch mehr Sozialhilfe, Gehaltserhöhungen und Subventionen die 

angeheizte Stimmung abkühlen, auch wenn die hohen Auslandsschulden und 

Staatsausgaben eigentlich nicht viel Spielraum hierfür bieten. Präsident Fernández befindet 

sich folglich weiterhin in einem Dilemma. 

 

Juntos por el Cambio geht als größte Oppositionsallianz gestärkt aus den Vorwahlen. Die 

partei- und allianzinternen Konflikte werden sich voraussichtlich aufgrund der 

ausdrucksstarken Ergebnisse von selbst auflösen, sodass einer Einheitsliste und der engen 

Zusammenarbeit im Wahlkampf im Angesicht der Parlamentswahlen mit den 

Spitzenkandidaten María Eugenia Vidal (Stadt Buenos Aires) und Diego Santilli (Provinz 

Buenos Aires) nichts mehr im Wege steht. Je nach Wahlbeteiligung, Ton, Programmatik und 

Effektivität der Kampagne ist eine Wiederholung des Ergebnisses der PASO wahrscheinlich.

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 

 

Olaf Jacob 

Leiter Auslandsbüro Argentinien 

Hauptabteilung Europäische und Internationale Zusammenarbeit 

www.kas.de 

 

olaf.jacob@kas.de 

 

 
Der Text dieses Werkes ist lizenziert unter den Bedingungen 

von „Creative Commons Namensnennung-Weitergabe unter 

gleichen Bedingungen 4.0 international”, 

CC BY-SA 4.0 (abrufbar unter: https://creativecom 

mons.org/licenses/ by-sa/4.0/legalcode.de) www.kas.de 


